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Neunte Änderung des Tabaksteuergesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Auf Grund der EWG-Marktorganisation für Rohtabak wird der 
im Jahre 1970 in der Gemeinschaft geerntete Tabak durch Prä- 
mien begünstigt. Um eine doppelte Begünstigung dieses Tabaks 
und damit auch Wettbewerbsverschiebungen in der Industrie 
zu vermeiden, muß die Steuerbegünstigung, die für Zigaretten 
und Feinschnitt mit inländischem Tabak gewährt wird, auf die 
Verwendung von Tabaken früherer Ernten beschränkt werden. 

Durch das Steueränderungsgesetz 1967 wurde ein Zahlungster- 
min vom 12. Januar auf den 27. Dezember vorverlegt; die Rege- 
lung war auf die Jahre 1967 bis 1969 beschränkt. Danach ergäbe 
sich im Dezember 1970 beim Bund ein erheblicher Einnahme- 
ausfall. 


B. Lösung 

Die steuerliche Vergünstigung soll aufgehoben werden, so daß 
ab der Ernte 1970 nur noch Prämien gewährt werden. 

Die Vorverlegung des Zahlungstermins soll unbefristet weiter- 
gelten. 


C. Alternative 
entfällt. 


D. Kosten 

Der Wegfall der Steuervergünstigung erhöht das Steuerauf- 
kommen des Bundes. 

Die Beibehaltung des Zahlungstermins vermeidet im Jahre 1970 
einen Einnahmeausfall von rund 300 Millionen DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 

— Drucksache VI/1156 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ott 


Der Gesetzentwurf ist vom Plenum des Deutschen 
Bundestages in der 67. Sitzung an den Finanzaus- 
schuß überwiesen und dort am 23. September 1970 
beraten worden. 

Der Entwurf enthält zwei materielle Änderungen 
des Tabaksteuergesetzes. 

1. Durch die Änderung des § 3 sollen Zigaretten 
und Feinschnitt, die bestimmte Anteile Inland- 
tabak enthalten, nur noch dann steuerlich begün- 
stigt werden, wenn es sich bei den Inlandtabaken 
um Tabake alter Ernten handelt. Dadurch soll 
verhindert werden, daß die Hersteller gleichzei- 
tig in den Genuß der Steuerbegünstigung und 
der Prämien kommen, die im Rahmen der ge- 
meinsamen Marktorganisation für Rohtabak für 
die inländischen Tabake der Ernte 1970 gewährt 
werden. Nach Auskunft des Bundesfinanzmini- 
steriums wird die Regelung nur eine zeitlich be- 
schränkte Bedeutung haben, weil auf Grund der 
Entschließung des EG-Ministerrats vom 21. April 
1970 ein weiteres Gesetz zur Änderung des Ta- 
baksteuergesetzes den gesetzgebenden Körper- 
schaften demnächst vorgelegt werden wird. Durch 
dieses Gesetz sollen die Steuerbegünstigungen 
aufgehoben und die Tarife für die Besteuerung 


der Zigaretten und des Feinschnitts geändert 
werden. Außerdem soll das Gesetz eine Uber- 
gangsregelung für den Aufbruch der Bestände der 
Zigarettenindustrie an Rohtabaken früherer Ern- 
ten enthalten. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Änderung 
der Beimischungsregelung wird einen Einfluß 
auf die Preise der Tabakerzeugnisse nicht haben, 
weil die bisherigen Kalkulationen der Hersteller 
dadurch nicht beeinflußt werden. 

2. Die Verkürzung der Zahlungsfrist für Zigaretten- 
steuerzeichen, die in der ersten Hälfte des Mo- 
nats Dezember bezogen werden, war nach dem 
Steueränderungsgesetz 1967 bis zum Jahre 1969 
befristet (§ 101 TabStG). Durch Übernahme der 
Regelung in § 12 TabStG soll die Befristung auf- 
gehoben werden, weil sonst in diesem Rech- 
nungsjahr ein einmaliger Einnahmeausfall von 
etwa 300 Mio DM eintreten würde. Die Zigaret- 
tenindustrie hat der Aufhebung der Befristung 
zugestimmt. Daraufhin ist der Betrag bei dem 
Einnahmeansatz für den Haushalt 1970 berück- 
sichtigt worden. 

Bei den Änderungen des Tabaksteuergesetzes hat 

der Finanzausschuß einstimmig zugestimmt. 


Bonn, den 29. September 1970 


Ott 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 11 56 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 29. September 1970 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Ott 

Berichterstatter 
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